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1. Vorbemerkung  
 
Die Nachfrage nach Wohnbaugrundstücken im Zentralen Siedlungsbereich Munster und 
Breloh hält weiterhin an. Das Angebot an kommunalem Bauland ist nahezu ausgeschöpft, 
Bauwillige, auch Munsteraner, weichen auf Nachbarkommunen aus. Ziel der Stadtent-
wicklungspolitik muss es daher sein, ein mindestens ausreichendes und attraktives Angebot 
an erschlossenen Baugrundstücken vorzuhalten. Dabei gilt es, mittel- und langfristig die 
Einwohnerzahl zu stabilisieren, auch um die vorhandene soziale und wirtschaftliche Infra-
struktur zu nutzen und dauerhaft zu erhalten. 
 
Vor dem Hintergrund der das Siedlungsgebiet begrenzenden Truppenübungsplätze Munster 
Nord und Munster Süd, dem im Süden bis in das Stadtgebiet reichenden Naturschutzgebiet 
„Tal der Kleinen Örtze“ sowie der westlich angrenzenden Örtzeniederung mit ihren Feucht-
gebieten war bislang die Innenentwicklung und Nachnutzung aufgegebener Flächen vor-
rangiges Ziel der Stadtentwicklung. Alle grundsätzlich geeigneten stadteigenen Flächen 
wurden auf ihre Eignung geprüft und mittlerweile einer Wohnnutzung zugeführt. Das 
Potential an entsprechenden Flächen ist erschöpft. 
 
Nach der Entscheidung, die Schule Breloh als zweiten Grundschulstandort der Stadt aus-
zubauen, ist es aus Sicht der Stadtplanung richtig, die direkt an die Grundschule angren-
zenden Ackerflächen langfristig einer Wohnnutzung zuzuführen. Die Fläche ist nahezu eben 
und durch vorhandene Straßen an das städtische Straßennetz angebunden.  
 
 

2. Ziele und Zwecke der Planung 
 
Ziel der Planung ist die Schaffung planungsrechtlicher Voraussetzungen für eine Wohn-
nutzung der bisher landwirtschaftlich genutzten Flächen zwischen der Grundschule und Kita 
Breloh, dem Heidefriedhof sowie dem Waldgebiet des Truppenübungsplatzes Munster Nord.  
 
 

3. Bedarfsermittlung 
 
Zur Prüfung des Bedarfs an Wohnbauflächen wurden der wegweiser-kommunen.de1 der 
Bertelsmann Stiftung, die Wohnungsmarktprognose2 des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBSR), die 
Wohnungs-marktbeobachtung 2014-2015 „Perspektive 2035“ der NBank3 sowie eigene 
Erhebungen zugrunde gelegt. 
 
Aufgrund der Entwicklung der letzten Jahre orientiert sich die Ermittlung des Bedarfs für 
Munster an der o.a. BBSR Wohnungsmarktprognose. Der dort insbesondere aufgrund des 
Singularisierungstrends und der Wohnflächenzunahme/Person berechnete Bedarf wird auf 
die Stadt Munster herunter gebrochen und der Planung zugrunde gelegt. 
 

                                                           
1 wegweiser.kommunen.de Bertelsmann Stiftung 10/2017 
2 BBSR Wohnungsmarktprognose 2030, Bonn 2015 
3 NBank Wohnungsmarktbeobachtung 2014-2015 „Perspektive 2035“, Heft 22 
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Als Mittelzentrum im Landkreis Heidekreis hat Munster u.a. die Schwerpunktaufgabe zur 
Sicherung und Entwicklung von Wohnstätten.4 Durch Innenentwicklung, Lückenschluss und 
behutsame Verdichtung sollen stadteigene Grundstücke als attraktive Bauflächen ausge-
wiesen werden, um mindestens den Einwohnerstand zu halten, vorhandene Infrastrukturen 
zu nutzen und als Wohnstandort attraktiv zu bleiben. 
 
Die Prognosen unterstellen im Zentralen Siedlungsgebiet der Stadt Munster für den 
Zeitraum 2021 – 2025 einen Bedarf von 38 Wohneinheiten, bis 2030 von weiteren 34 
Wohneinheiten – somit insgesamt 72 Wohneinheiten bis 2030. 
 
 Exkurs Bedarfsermittlung  
  
Die Bertelsmann Stiftung stellt mit dem wegweiser-kommunen.de ein umfangreiches 
Informationssystem mit Prognosen und Statistiken zur kommunalen Entwicklung zur 
Verfügung. Auf der Basis von Kennzahlen werden insgesamt 9 Demografietypen definiert, 
für die jeweils Potentiale, Herausforderungen und Handlungsansätze beschrieben werden. 
Die Stadt Munster ist aufgrund der Datenanalyse dem Typ 5 „Städte und Gemeinden in 
strukturschwachen ländlichen Räumen“ zugeordnet. Diese sind geprägt durch stagnierende 
Einwohnerzahl, geringes Wirtschaftswachstum, unterdurchschnittliche Kaufkraft und ange-
spannte finanzielle Situation.  
 
Als Handlungsansätze für den Typ 5 werden u.a. die Entwicklung demografiesensibler Sied-
lungsflächen und Daseinsvorsorge sowie die Sicherung und der Ausbau der Wohn-
attraktivität genannt. Empfohlen wird u.a., die Siedlungsentwicklung so auszurichten, dass 
die Einwohnerdichte nicht noch weiter sinkt, Bestandsgebiete und Ortskerne entwertet und in 
ihrer Attraktivität geschwächt werden sowie andererseits konsequente Innenentwicklung und 
restriktive Ausweisung von Neubaugebieten, um die Investitions- und insbesondere die 
Folgekosten der Infrastruktur gering zu halten. 
 
Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung im Bundesamt für Bauwesen und 
Raumordnung (BBSR) prognostiziert bis 2030 für den Landkreis Heidekreis eine Be-
völkerungsentwicklung von -5 % bis 5 % und folgenden Bedarf an Wohneinheiten (WE): 
 

 2015 - 2020 2021 - 2025 2026 - 2030 
WE gesamt LK Heidekreis 340 330 270 
WE / 10.000 Einwohner 25 24 21 
     davon in Ein- und Zweifamilienhäusern 20 18 15 
     in Mehrfamilienhäusern 5 4 4 

 
 
Für Munster (16.000 EW) lässt sich daraus bis 2030 folgender Bedarf ableiten: 
 

WE gesamt  40 38 34 
     davon in Ein- und Zweifamilienhäusern 32 29 24 
     in Mehrfamilienhäusern 8 9 10 

 
Alle Analysen, Perspektiven und Prognosen gehen vom demografiebedingten Rückgang der 
Einwohnerzahlen aus, konstatieren jedoch einen Bedarf an Wohnungsneubau, der in der 
Zunahme des Flächenbedarfs/Person im Eigentümerhaushalt von rd. 49 m² auf 54 m² (alte 
Bundesländer) und im Singularisierungstrend, der Zunahme kleiner Haushalte, begründet ist. 
Neben diesem Trend, der auch für den ländlichen Raum und für den von der Bertelsmann 
Stiftung identifizierten Typ 5 gilt, ist in Munster zusätzlich der Aspekt der auf den örtlichen 
Wohnungsmarkt drängenden Soldatinnen und Soldaten zu berücksichtigen. 
 

                                                           
4 Regionales Raumordnungsprogramm Entwurf 2015 zeichnerische Darstellung 
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Die Entwicklung der Einwohnerzahl Munsters ist stabil (Haupt- und Nebenwohnsitze jeweils 
am 31.12.), ebenso die in den Kasernen gemeldeten Soldaten und Soldatinnen5: 
 

 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 
EW 15.659 15.636 15.664 15.630 15.354 15.501 15.545 16.995 

Soldaten 1.434 1.488 1.552 1.381 1.362 1.341 1.329 1.133 
 

Am 31.12.2020 sind in den Kasernen 1.133 Soldatinnen und Soldaten gemeldet. Die Wohn-
kapazitäten dort sind erschöpft, Unterkunftsgebäude werden geplant und gebaut, wobei 
berücksichtigt wird, dass nicht alle Soldatinnen und Soldaten aufgrund ihres Alters einen An-
spruch auf Wohnraum innerhalb der Kaserne haben. Vmtl. bis zu 300 Personen werden 
Wohnraum außerhalb der Kasernen suchen. Neben Wohnungsangeboten für Wohnge-
meinschaften ist festzustellen, dass für diesen Personenkreis zunehmend kleine „Pendler-
wohnungen im Neubau von Geschosswohnungsbau gedeckt wird. Der Bedarf für diese 
Personengruppe ist in den zugrunde liegenden Prognosen nicht berücksichtigt! 
 
Der Bedarf und die anhaltende Nachfrage nach Baugrundstücken entsprachen der Prognose  
von 40 WE. Er wurde durch Neu- und Umbauten im zentralen Siedlungsbereich befriedigt, 
vorrangig durch Verkauf stadteigener Grundstücke. Für den Prognosezeitraum 2021 – 2025 
wird ein weiterer Bedarf von 38 Wohneinheiten, bis 2030 von nochmals 34 Wohneinheiten 
prognostiziert – bis 2030 somit 72 Wohneinheiten. 
 
Nur noch wenige kommunale Baugrundstücke für eingeschossige Bauweise (d.h. i.d.R. 
jeweils eine Wohneinheit) sind in den Baugebieten des zentralen Siedlungsbereiches 
vorhanden. Die Tabelle gibt eine Übersicht über den Umfang an verfügbaren und freien 
Grundstücken (ohne Baulücken):6 
 

 
Wohnbaugrundstücke 

in Baugebieten (BPlan Nr.) 
 

 
Anzahl 

ges. 

 
Verkauf 

2020 
 

 
Freie 

Grundstücke 

 
Bemerkungen 

Munster 
- Humboldtstraße (73.6) 
- Örtzetalkaserne 

 
- Waldstraße 

 
14 

ca.50 
 

7 

 
 

0 
 

7 

 
14 

(50) 
 

0 

 
- Erschließung 2021 
- keine Freigabe durch den 
  Eigentümer 
- Bauphase 

Breloh 
- Tristacher Straße (61.1)  
 

 
15 

 
15 

 
0 

 
wird derzeit bebaut 

 
Zentraler Siedlungsbereich 

  
 

 
14 

 

Trauen 
 

0 0 0 
 

 

Oerrel 
 

0 0 0  

Töpingen 3 0 3 private Flächen 
 

 
Ortschaften 

 
 

 
 

 
3 

 

 
Gesamt 

 
 

 
 

 
20 

 
 

Stand 04/2021 
 
Mit dieser 32. Änderung des Flächennutzungsplans wird die bedarfsgerechte Ausweisung 
weiterer Baugrundstücke vorbereitet. 
 

                                                           
5 Stadt Munster, eigene Erhebung 
6 Stadt Munster, eigene Erhebung 
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4. Raumordnung und Landesplanung 
Gem. § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen und 
die Grundsätze der Raumordnung zu beachten. Grundlage für diese Planänderung sind das 
Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen 2017 (LROP)7 sowie das Regionale 
Raumordnungsprogramm, Entwurf 2015 (RROP)8. 
 

      
Ausschnitt aus dem LROP 2017                                      Ausschnitt aus dem RROP, Entwurf 2015 
jeweils ohne Maßstab 

 

4.1 Darstellung im Landesraumordnungsprogramm (LROP) 
 

Aus der zeichnerischen Darstellung des LROP im Maßstab 1:500.000 lassen sich keine 
Vorgaben für das Plangebiet ableiten. 
 
Gem. Verordnung über das LROP zu den Zielen und Grundsätzen zur Entwicklung der 
räumlichen Struktur des Landes (1.1.02) sollen u.a. die Raumansprüche bedarfsorientiert, 
funktionsgerecht, kostensparend und umweltverträglich befriedigt werden. Es sollen 
gewachsene, das Orts- und Landschaftsbild prägende Strukturen, siedlungsnahe Freiräume 
erhalten und unter Berücksichtigung der städtebaulichen Erfordernisse weiter entwickelt (2.1 
01) und die Entwicklung von Wohn- und Arbeitsstätten soll vorrangig auf die Zentralen Orte 
und vorhandene Siedlungsgebiete mit ausreichender Infrastruktur konzentriert werden (2.1 
05). 
 
Munster ist Mittelzentrum (2.2 07) mit der Schwerpunktaufgabe u.a. Sicherung und Entwick-
lung von Wohnstätten. Zur Befriedigung des Bedarfs an Wohnbauland wird die vorhandene, 
abrupt an der Ackerfläche endende Siedlung unter Wahrung und Fortführung angrenzender 
städtebaulicher Strukturen, der Abstände zum Friedhof und Wald maßvoll erweitert. 
 
Die Planung beachtet damit die Grundsätze des LROP zur nachhaltigen Siedlungsent-
wicklung. 
 
 

                                                           
7 Landesraumordnungsprogramm in der Fassung vom 26.09.2017 
8 Regionales Raumordnungsprogramm, Entwurf 2015 
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4.2 Darstellung im Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP) 
 
Das RROP 2000 ist aufgrund des Kreistagsbeschlusses zur Neuaufstellung des RROP nicht 
mehr gültig. Die im Entwurf des RROP 2015 vorgesehenen Ziele und Grundsätze 2.2.1.01 
(„Die Siedlungsentwicklung im Landkreis Heidekreis hat bedarfsgerecht und auf das 
zentralörtliche System zu erfolgen“), 2.2.1.05 („Die Siedlungsentwicklung ist vorrangig auf 
die zentralen Siedlungsgebiete der Zentralen Orte auszurichten“) sowie 2.2.2.03/04 (Schwer-
punktaufgabe zur Sicherung und Entwicklung von Wohn- und Arbeitsstätten) werden durch 
die Änderungsplanung berücksichtigt und beachtet. 
 
Gem. der zeichnerischen Darstellung des RROP liegt die überplante Fläche am Rand eines 
Vorbehaltsgebietes „Erholung“. Vorbehaltsgebiete sind Grundsätze der Raumordnung. In 
Aufstellung befindliche Ziele und Grundsätze sind zu berücksichtigen, sind aber grund-
sätzlich der Abwägung zugänglich. 
 
Das Vorbehaltsgebiet „Erholung“ grenzt wie eine „Lückenfüllung“ ohne nähere Bestimmung 
an nahezu alle Siedlungsflächen des Stadtgebietes. Im Rahmen der Abwägung wird vor dem 
Hintergrund des Bedarfs an städtebaulich begründeter räumlicher Entwicklung auf das 
Potenzial benachbarter Vorbehaltsgebiete „Erholung“ verwiesen und in diesem Fall von dem 
Grundsatz der Raumordnung abgewichen. 
 
Die Ziele und andere Grundsätze des Entwurfes des RROP 2015 stehen dieser Planung 
somit nicht entgegen. 
 
 

4.3 Landschaftsrahmenplan 2013 Heidekreis9 
 
Als Ziel der Kategorie „Sicherung und Verbesserung“ (Karte 5) sieht der Plan allgemein 
„umweltverträgliche Nutzung“ vor. Das Zielkonzept/Zieltypen (Karte 5a) enthält keine Dar-
stellung für die Fläche. 
 

            
Ausschnitt aus dem Landschaftsrahmenplan Karte 5              Karte 5a – jeweils ohne Maßstab 
 
Die Darstellungen des Landschaftsrahmenplans stehen der Planung nicht entgegen. Fest-
setzungen zur umweltverträglichen Nutzung erfolgen im Rahmen der verbindlichen Bauleit-
planung. Der Umweltbericht, der dieser Begründung beigefügt ist, beschäftigt sich 
detaillierter mit den Inhalten des Landschaftsrahmenplans.  
 

                                                           
9 Landschaftsrahmenplan Heidekreis 2013 
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4.4 Raumverträglichkeit 
 
Bei Durchführung von Bauleitplanungen sind Grundsätze und Ziele der Raumordnung zu 
berücksichtigen. Dies sind insbesondere das räumliche Konzentrationsgebot der Siedlungs-
tätigkeit auf vorhandene Siedlungen mit ausreichender Infrastruktur sowie der Freiraum-
schutz, das Vermeidungsgebot für weitere Zerschneidung und Inanspruchnahme der freien 
Landschaft und von Waldflächen, das Gebot, räumliche Voraussetzungen für die Erhaltung 
der Innenstädte und örtlichen Zentren zu schaffen sowie das Gebot, die Bedeutung des 
Raumes für Funktionsfähigkeit der Böden, des Wasserhaushaltes, der Tier- und Pflanzen-
welt sowie des Klimas zu sichern und hierzu insbesondere vorrangig Möglichkeiten der 
Innenentwicklung zu nutzen. 

 
Die räumliche Entwicklung des zentralen Siedlungsbereiches ist nur noch auf wenigen 
Flächen möglich. Für die Ausweisung von Wohnbauflächen verbleiben neben Konversions-
flächen und Flächen der Innenentwicklung insbesondere aufgrund der Immissionssitu-
ationen und der naturräumlichen Gegebenheiten nur wenige, landwirtschaftlich genutzte 
Flächen oder Waldflächen. Das Potenzial an Flächen der Innenentwicklung in erforderlicher 
Größe ist ausgeschöpft ist (vgl. rot markierte Flächen auf folgender Karte). 
 
 

 
 
Mit dieser Änderung des Flächennutzungsplans soll daher Planungsrecht für ein Wohngebiet 
mit ca. 46 Baugrundstücken in Breloh und damit im zentralen Siedlungsbereich der Stadt 
vorbereitet werden. Die ackerbaulich genutzte Fläche liegt zwischen Wald, Einrichtungen der 
sozialen Infrastruktur Grundschule, Kita sowie Friedhof und ist durch vorhandene Straßen 
erschlossen. Sie ist in den zentralen Siedlungsbereich integriert.  
 
Die Grundsätze, Ziele und Gebote der Raumordnung werden mit dieser Planung erfüllt. 
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5. Planungsalternativen 
 
Folgende Flächen wurden alternativ zur überplanten Fläche geprüft: 
 

 
  
Fläche 1:  Ilster Bahn: 
Durch die Planungen zur Ertüchtigung der Amerika Linie ist diese Fläche stark Immissions-
belastet und soll zur gegebenen Zeit einer gewerblichen Nutzung zugeführt werden. Eine 
Wohnnutzung ist nicht mehr vorgesehen. 
 
Fläche 2:  Hollmoor: 
Die Schallemission und Erschütterung durch die südlich angrenzende Panzerringstraße 
belastet die Fläche, sodass eine Wohnnutzung erhebliche aktive und passive Schutzein-
richtungen erfordert. Aus städtebaulicher Sicht ist derzeit eine Wohnnutzung unter den 
gegebenen Belastungen nicht vertretbar. 
 
Fläche 3: Breloh: 
Diese Fläche nördlich des Plangebiets ist städtebaulich nicht integriert. 
 
Fläche 4: Grasmoorkamp: 
Hier würde ein städtebaulich nicht integrierter Siedlungssplitter entstehen. 
 
Als Ergebnis der Abwägung ist festzustellen, dass die mit diesem Änderungsplan überplante  
Fläche den aufgezeigten Alternativen aus städtebaulichen und raumordnerischen Gründen 
vorzuziehen ist. 
 
 

2 

1 

4 

3 
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6. Grundlagen der Planung 
 

6.1 Lage des Plangebietes 
 

Das ca. 4,4 ha große Plangebiet liegt im Ortsteil Breloh nördlich der Grundschule. Es wird im 
Westen durch den Heidefriedhof Breloh, im Norden durch den Wirtschaftsweg in Verlän-
gerung des Friedhofswegs, im Osten durch den Truppenübungsplatz Munster-Nord und im 
Süden durch das Grundstück der Grundschule Breloh begrenzt. Die Fläche des Truppen-
übungsplatzes ist hier ein öffentlich zugänglicher Wald, eine durchschnittlich 8,00 m breite 
Wegetrasse verläuft entlang der Grenze zum Änderungsbereich.  
 

6.2 Flächennutzungsplan 
 
Der wirksame Flächennutzungsplan stellt für den Bereich des Änderungsplanes „Fläche für 
die Landwirtschaft“ oder „Forstwirtschaft“ dar. Diese Darstellung soll in diesem Verfahren zur 
„Wohnbaufläche“ umgewidmet werden. 
 

  
 

Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan – ohne Maßstab 
 

6.3 Derzeitige Nutzung 
 

Die Fläche wird ackerbaulich genutzt.  
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7. Inhalt der Änderung, Hinweise 
 
Der Änderungsplan stellt W- Wohnbaufläche anstelle der bisherigen Darstellung „Fläche für 
die Landwirtschaft oder Forstwirtschaft“ dar. 

 
Hinweis: 
Auf dem Plan wird auf die Lage des Plangebiets im Wassergewinnungsgebiet sowie auf die 
Immissionsbelastung durch die Lage zwischen den Truppenübungsplätzen hingewiesen. 
 

8. Ergebnisse des Umweltberichtes 
 
Bestandsaufnahme 

Der ca. 4,4 ha große Geltungsbereich befindet sich im Ortsteil Breloh und grenzt im Norden 
an den Friedhofsweg bzw. im Südwesten an die Berlinchener Straße und im Süden an die 
Schulstraße. Sowohl das Plangebiet selbst als auch die nördlich des Friedhofsweges 
vorhandenen Flächen werden derzeit landwirtschaftlich genutzt. 
 
Entsprechend der Vorgaben des Baugesetzbuches erfolgt die Berücksichtigung der „Belange 
des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege“ auf 
Grund der Betrachtung so genannter „Schutzgüter“. Der Bereich wurde hinsichtlich folgender 
Schutzgüter untersucht: Menschen, Fläche, Pflanzen und Tiere, sonstige Sach- und 
Kulturgüter und dessen Wechselwirkungen untereinander. 
 
Die Bestandsaufnahme der Biotoptypen erfolgte Mithilfe des anerkannten Kartierschlüssels 
für Biotoptypen in Niedersachsen (von Drachenfels, 2020) und  wurde im August 2020 
durchgeführt. Hinsichtlich der Schutzgüter Boden, Wasser, Luft, Klima, Landschaftsbild und 
Biologische Vielfalt wurde auf allgemein zugängliche Planwerke, insbesondere den 
Landschaftsrahmenplan des Landkreises Heidekreis, sowie den Kartenserver des 
Niedersächsischen Bodeninformationssystems (Landesamt für Bergbau, Energie und 
Geologie (LBEG), 2020) zurückgegriffen.  
 
Der vom Planungsbüro instara aus Bremen erarbeite Umweltbericht ist dieser Begründung 
als Anlage beigefügt. 
 
 
Auswirkungen auf Natur und Landschaft, Eingriffsregelung 
 
Durch die vorliegende Flächennutzungsplanänderung werden erhebliche Beeinträchtigungen 
der Schutzgüter Fläche und Boden hervorgerufen. Eine grobe Einschätzung des sich 
hierdurch ergebenden Kompensationsbedarfs kommt zu dem  Ergebnis, dass 
Kompensationsmaßnahmen in einer Größenordnung von etwa 1,32 ha erforderlich werden. 
 
Der genaue Kompensationsbedarf sowie die erforderlichen Kompensationsmaßnahmen sind 
auf untergeordneter Planungsebene abschließend zu ermitteln und konkret festzulegen. 
Grundsätzlich ist für die vorliegende Planungsebene festzustellen, dass die ermittelten 
Beeinträchtigungen sich kompensieren lassen. 
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Besonderer Artenschutz 
 
Im Plangebiet sowie dessen Umgebung kann allerdings ein Vorkommen besonders 
geschützter Tierarten (Vogel- und Fledermausarten) nicht gänzlich ausgeschlossen werden. 
Daher wurde das Vorkommen dieser Arten mittels einer Potentialabschätzung genauer 
untersucht, um insbesondere das Vorkommen bestandsgefährdeter europäischer Vogelarten 
und Fledermausarten genauer zu untersuchen. Ziel des besonderen Artenschutzes ist die 
Verhinderung von Tötungen, Verletzungen und Störungen der geschützten Arten sowie die 
Verhinderung einer Zerstörung oder sonstigen Beeinträchtigung der Ruhestätten der Arten. 
 
Als potentiell vorkommende Brutvogelarten sind vor allem siedlungs- und störungstolerante 
Vogelarten zu nennen. Es handelt sich dabei ausschließlich um Arten, die in 
Siedlungsgebieten häufig vorkommen und nicht störungsempfindlich sind. Das Vorkommen 
der Feldlerche (Alauda arvensis) im Plangebiet ist aufgrund der derzeitigen ackerbaulichen 
Nutzung zwar potentiell möglich, aber vor Ort nicht nachgewiesen worden. Das Plangebiet 
ist durch hohe Baumstrukturen eingegrenzt. Diese Strukturen können als Sitzgelegenheiten 
für potenzielle Raptoren (Greifvögel) dienen, so dass eher unwahrscheinlich ist, dass sich 
dort Bodenbrüter ansiedeln. Dennoch wird im nachgelagerten Bebauungsplanverfahren 
vorsorglich eine Bauzeitenregelung während der Brut- und Jungenaufzucht-Zeiten der 
Feldlerche (von Mitte März bis Mitte Juli) festgesetzt. Dies bedeutet, dass wenn 
wiedererwartend im genannten Zeitraum ein Vorkommen der Feldlerche im Plangebiet 
festgestellt wird, keine Baumaßnahmen ausgeführt werden dürfen. Somit würden 
artenschutzrechtliche Verbotstatbestände vermieden. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung zum im Parallelverfahren befindlichen 
Bebauungsplan Nr. 94 wurde im südwestlichen Bereich außerhalb des Plangebietes auf ein 
Waldameisennest hingewiesen. Wie bereits in ähnlichen Fällen in der Stadt Munster 
praktiziert, wird eine Umsiedlung des Ameisennestes in Abstimmung mit der Unteren 
Naturschutzbehörde erfolgen. Eine Ausgleichsmaßnahme fällt dabei naturschutz-rechtlich 
nicht an, da der Ameisenstaat lediglich versetzt wird und es nicht zu einem kompletten 
Eingriff in Natur und Landschaft kommt. 

Bezüglich des potenziellen Vorkommens von Fledermäusen innerhalb des Plangebietes ist 
ebenfalls eher mit Arten zu rechnen, die häufiger in Siedlungsbereichen auftreten und somit 
weniger störungsempfindlich sind. Dazu zählen Arten wie Breitflügel-Fledermaus (Eptesicus 
serotinus) und Zwerg-Fledermaus (Pipistrellus pipistrellus). Da sich das Plangebiet 
gegenwärtig als eine intensiv genutzte Ackerfläche darstellt, kann allerdings davon 
ausgegangen werden, dass die genannten Fledermausarten das Plangebiet nicht stark 
frequentieren. Vielmehr werden sie die östlich und westlich an das Plangebiet angrenzenden 
Gehölzstrukturen als Leitelement zur Orientierung sowie als Nahrungshabitat nutzen. Da die 
angrenzenden Gehölze durch die vorliegende Planung nicht betroffen sind und die Gehölze 
somit auch weiterhin erhalten bleiben werden, stehen die geeigneten Lebensräume für 
Fledermäuse nach wie vor zur Verfügung. Da das Plangebiet selbst insgesamt nur eine 
geringe Bedeutung für Fledermäuse aufweist, können Verbotstatbestände infolge von 
Störungen jagender Fledermäuse ausgeschlossen werden. Insgesamt hat das Plangebiet 
eine geringe Bedeutung für Fledermäuse. 
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9. Immissionsschutz 
 
Durch die Lage des Siedlungsgebietes der Stadt Munster zwischen den Truppen-
übungsplätzen Munster-Nord und -Süd sowie innerhalb des Zuständigkeitsbereiches für 
militärische Flugplätze gem. § 18a Luftverkehrsgesetz und außerdem in der Nähe zu großen 
Liegenschaften der Bundeswehr können die durch militärische Nutzung verursachten Lärm- 
und Abgasimmissionen zu einer Beeinträchtigung der Wohnnutzung führen.  
 
Insbesondere der hier vorherrschende Schießlärm und tieffrequente „Panzerlärm“ ist eine 
atypische Lärmart und wird von bisher geltenden Richtlinien nicht erfasst, ihre Anwend-
barkeit ist zumindest eingeschränkt. 
 
Unabhängig davon hat das Bundesministerium der Verteidigung zur Schließung der Re-
gelungslücke zur TA Lärm und Sicherstellung der gem. BImSchG zulässigen Immissions-
werte Dienstvorschriften erlassen (Zentrale Dienstvorschrift A1-2031/2-6000; Bereichs-
dienstvorschrift C-2031-2; Stand 2015). Danach sind Schutzmaßnahmen vorzusehen 
(Einstellen oder Verlegen der Lärmquelle u.a.), wenn im Rahmen des vorgeschriebenen 
Lärmmanagements festgestellt wird, dass Richt- oder Immissionswerte überschritten werden 
und der Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Bereich von Wohngebieten nicht 
gewährleistet ist. 
 
Da diese militärischen Immissionen im Gebiet der Stadt Munster nicht gänzlich vermeidbar 
sind, wird auf der Planzeichnung darauf hingewiesen. Drüber hinaus wird vorsorglich schon 
einmal darauf hingewiesen, dass Beschwerden und Ersatzansprüche gegenüber der 
Bundeswehr, der Stadt Munster, oder der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, die sich 
auf die vom militärischen Übungsbetrieb ausgehenden Emissionen beziehen, nicht 
anerkannt werden. 

10. Wasser, Boden, Ver- und Entsorgung 
 
Grundwasser 
Das Plangebiet liegt im Vorranggebiet für Trinkwassergewinnung und nach hydrogeo-
logischem Gutachten von 2017 im Einzugsbereich des Trinkwassergewinnungsgebietes des 
Wasserwerks Munster III. Ein Wasserschutzgebiet und somit eine Wasserschutzverordnung 
gibt es nicht. Nach dem NIBIS-Kartenserver ist das Schutzpotential für diesen Bereich als 
gering gekennzeichnet. 
 
Aus Vorsorgegründen muss der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen eingeschränkt 
bzw. sehr sorgfältig erfolgen. Ein Einbau von Ersatzbaustoffen im Wirkungsbereich Boden-
Grundwasser, die auswaschbare wassergefährdende Stoffe enthalten oder durch Umwand-
lung wassergefährdend wirken können, ist nicht zulässig. 
 
In den jeweiligen Baugenehmigungsverfahren sind Auflagen zum Betrieb der Baustelle (z. B. 
nur Einsatz von biologisch schnell abbaubaren Schmierstoffen und Schalölen) und Vorgaben 
für den Einsatz von Ersatzbaustoffen im Wirkungsbereich Boden-Grundwasser festzusetzen 
(Einhaltung der Anforderungen gemäß LAGA M 20 (Länderarbeitsgemeinschaft Abfall, hier 
Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen, Teil I u. III vom 
06.11.2003 und Teil II vom 04.02.2004) für den Einsatz in Wasserschutzgebieten). 
 
Der Grundwasserflurabstand im Plangebiet ist mit wenigen dm anzunehmen. Sollte bei den 
Erschließungsarbeiten eine bauzeitliche Grundwasserhaltung notwendig werden, so ist diese 
bei der unteren Wasserbehörde mind. einen Monat vor Maßnahmenbeginn zu beantragen. 
Boden, der keiner baustellenseitigen Verwertung zugeführt werden kann, ist auf die Para-
meter der LAGA M20 zu untersuchen. Der Einsatz von Ersatzbaustoffen (z.B. Schlacke, 
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Beton-RC, Mineralgemisch aus Abbruchabfällen) ist aufgrund des geringen Grundwasser-
flurabstandes nicht zulässig. Bei der Erschließung sind die Frostschutz- und Tragschichten 
aus standortangepassten (z.B. pH-Wert) Natursteinmaterial herzustellen. Gleiches gilt für die 
Baugrundstücke. 
 
Bei der Einrichtung und dem Betrieb von Baustellen ist Folgendes zu beachten und als 
verbindliche Auflage in die Baugenehmigung aufzunehmen: „Der Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen muss aus Gründen des Boden- und Grundwasserschutzes sehr sorg-
fältig erfolgen. Baumaschinen und Geräte sind gegen Öl- und Treibstoffverluste zu sichern. 
Bindemittel für Öl- und Treibstoffe sind in ausreichender Menge bereit zu halten. Der Tank-
vorgang von aktuell im Baustellenbetrieb eingesetzten Baufahrzeugen sollte unter Verwen-
dung von tropfsicheren Umfülleinrichtungen mit einer Überfüllsicherung, die den Füllvorgang 
selbstständig unterbricht, erfolgen. Als Vorsorgemaßnahme ist beim Tankvorgang eine flüs-
sigkeitsdichte Auffangwanne unterzustellen. Unfälle mit wassergefährdenden Stoffen sind 
unverzüglich bei der Unteren Wasserbehörde des Landkreises Heidekreis anzuzeigen. 
Außerhalb der Dienstzeiten ist das Katastrophenschutzzentrum Soltau (Tel. 05191-92929) 
zu informieren.“ 
 
Sollten bei Tiefbauarbeiten Hinweise auf Boden- und/ oder Grundwasserbelastungen be-
kannt werden, ist die Bodenschutzbehörde zur Abstimmung des weiteren Vorgehens unver-
züglich einzuschalten. 
 
 
Niederschlagswasser 
Das auf den öffentlichen Verkehrsflächen anfallende Niederschlagswasser darf nur über die 
belebte Oberbodenzone (Mutterboden) flächenhaft bzw. über Mulden zur Versickerung 
gebracht werden. Die Mulden sind nach Profilierung mit einer mindestens 20 cm dicken 
Oberbodenschicht (Mutterboden, Kf- Wert </= 10-3 m/s) anzudecken. Grundlage zur 
Bemessung der Versickerungsanlagen ist das DWA-Arbeitsblatt A 138, Stand 2005. Für die 
Ermittlung des erforderlichen Speichervolumens sind die für das Planungsgebiet ermittelten 
Regenspenden (Regenhäufigkeit n </= 0,2) des Deutschen Wetterdienstes heranzuziehen. 
 
Eventuell geplante Notüberläufe in ein Rigolensystem sind höhenmäßig so anzuordnen, 
dass ein Abfluss aus den Versickerungsmulden erst nach Überschreiten des gemäß DWA-
Arbeitsblatt A 138 ermittelten Speichervolumens erfolgt. 
 
Sollte entgegen der bisherigen Planung eine Ableitung des anfallenden Niederschlags-
wassers über die bestehende Regenwasserkanalisation in die Vorflut erfolgen, ist die Ab-
leitung zu drosseln. Grundlage zur Bemessung der Regenrückhalteanlage ist das DWA-
Arbeitsblatt A 117, Stand 2013. Für die Ermittlung des erforderlichen Rückhaltevolumens 
sind die für das Planungsgebiet ermittelten Regenspenden (Regenhäufigkeit n </= 0,2) des 
Deutschen Wetterdienstes (KOSTRA Atlas) heranzuziehen. Die Einleitung ist erlaubnis-
pflichtig. Die Planungen zur Oberflächenentwässerung sind mit dem Landkreis Heidekreis 
vor Maßnahmenbeginn abzustimmen. 
 
Anfallendes Niederschlagswasser soll auf den privaten Grundstücksflächen vollständig zur 
Versickerung gebracht werden. Das auf den befestigten Flächen der Wohngrundstücke 
anfallende Niederschlagswasser kann über die belebte Oberbodenzone (Mutterboden) zur 
Versickerung gebracht werden. Dachflächenwasser darf alternativ über eine Schacht- oder 
Rigolenversickerung erfolgen. Voraussetzung für eine ordnungsgemäße Versickerung ist die 
Eignung des Untergrundes (Kf-Werte zwischen 10-4 und 10-6 m/s) und ein Mindestabstand 
von 1,00 m zwischen Sohle Versickerungsanlage und höchstem Grundwasserstand. Die 
Eignung des Untergrundes wird im Bebauungsplan detailliert dargestellt. 
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Durch geeignete Maßnahmen ist sicherzustellen, dass Niederschlagswasser von den 
privaten Grundstücksflächen nicht auf die öffentliche Verkehrsfläche einschließlich der 
Grundstückszufahrten gelangt. 
 
 
Boden 
Wasserlösliche Gesteine liegen im Untergrund des Planungsgebietes in so großer Tiefe      
(> 500m), dass bisher kein Schadensfall bekannt geworden ist, der auf Verkarstung in dieser 
Tiefe zurückzuführen ist. Es besteht praktisch keine Erdfallgefahr (Gefährdungskategorie 1 
gemäß Erlass des Niedersächsischen Sozialministers "Baumaßnahmen in erdfallgefährdeten 
Gebieten" vom 23.02.1987, AZ. 305.4 - 24 110/2 -). Bei Bauvorhaben im Planungsbereich 
kann bezüglich Erdfallgefährdung auf konstruktive Sicherungsmaßnahmen verzichtet wer-
den, sofern sich auch bei der Baugrunderkundung keine Hinweise auf Subrosion ergeben. 
Bei Bauvorhaben sind die gründungstechnischen Erfordernisse im Rahmen der Baugrund-
erkundung zu prüfen und festzulegen. Für die geotechnische Erkundung des Baugrundes 
sind die allgemeinen Vorgaben der DIN EN 1997-1:2014-03 mit den ergänzenden Rege-
lungen der DIN 1054:2010-12 und nationalem Anhang DIN EN 1997-1/NA:2010-12 zu 
beachten. Der Umfang der geotechnischen Erkundung ist nach DIN EN 1997-2:2010-10 mit 
ergänzenden Regelungen DIN 4020:2010-12 und nationalem Anhang DIN EN 1997-
2/NA:2010-12 vorgegeben. 
Vorabinformationen zum Baugrund können dem Nds. Bodeninformationssystem NIBIS 
(https://nibis.lbeg.de/cardomap3/) entnommen werden. 
 
 
Strom, Gas, Wasser, Abwasser, Telekommunikation 
Die Versorgung mit Strom, Gas, Wasser und Telekommunikation sowie die Entsorgung von 
Abwasser werden durch die vorhandenen Anlagen bzw. durch die Versorgungsunternehmen 
sichergestellt. 
 
Der Versorgungsträger EWE Netz GmbH hat in seiner Stellungnahme zur frühzeitigen 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach § 4 (1) BauGB vorsorglich darauf 
hingewiesen, dass sich im Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet 
Versorgungsleitungen befinden. 

11. Bodendenkmale 
Im Änderungsbereich des Flächennutzungsplanes sind zurzeit keine Bodenfunde bekannt.  

Die Anzeigepflicht von Kulturdenkmalen (§ 14 NDSchG) bleibt dennoch unberührt. Sachen 
oder Spuren, bei denen Anlass zu der Annahme gegeben ist, dass sie Kulturdenkmale sind 
(Bodenfunde), sind unverzüglich der Stadt Munster oder einem Beauftragten für die 
archäologische Denkmalpflege (gem. § 22 NDSchG) anzuzeigen. 

12. Brandschutz 
 

Das Plangebiet grenzt an die Waldflächen des Truppenübungsplatzes Munster Nord und des 
Friedhofes. Im nachgelagerten Bebauungsplan werden angemessene Abstände zum Schutz 
des Waldes bzw. der Wohnbebauung festgesetzt. 
 
Löschwasser steht aus der öffentlichen Wasserversorgung für den Grundschutz (mind. 48 
m³/h) zur Verfügung. 



32. Änderung des Flächennutzungsplanes („Berlinchener Straße“)   
Entwurf zur Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (2) BauGB und formellen TÖB-Beteiligung nach § 4 (2) BauGB                                       
  

Seite 15 von 15 
 

13. Durchführung der Planung 
 
Die Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt im Parallelverfahren gem. § 8 Abs. 3 
BauGB. 
 
Aufstellungsbeschluss 19.11.2020 
Ortsübliche Bekanntmachung (Böhme Zeitung) 28.11.2020 
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB 07.12.2020 – 

15.01.2021 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 (1) BauGB mit Schreiben vom… 

24.11.2020 

Beschluss über den Entwurf und die öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) 
BauGB 

 

Ortsübliche Bekanntmachung (Böhme Zeitung)  
Öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB  
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 (2) BauGB mit Schreiben vom… 

 

Festsetzungsbeschluss durch den Rat  
 
 
 
Munster, im April 2021 
 
Die Bürgermeisterin 
Im Auftrag 
 
 
 
Benjamin von Ahlen 
Leiter Fachbereich Stadtentwicklung 
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